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3. Instanz

Datum 30.08.2000

Die Revision des KlÃ¤gers wird, soweit sie sich gegen wÃ¤hrend des
Revisionsverfahrens ergangene Rentenanpassungsmitteilungen, zuletzt vom 1. Juli
2000, richtet, als unzulÃ¤ssig verworfen. Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil
des Landessozialgerichts Berlin vom 24. September 1997 wird zurÃ¼ckgewiesen.
Die Beteiligten haben einander auÃ�ergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens
nicht zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die HÃ¶he der dem KlÃ¤ger ab 1. August 1993
zustehenden Altersrente.

Der im Juli 1928 geborene KlÃ¤ger hat sein Berufsleben in der DDR verbracht. Er
schloÃ� dort im Juli 1961 ein Studium als Diplom-PÃ¤dagoge ab und arbeitete vom
1. August 1961 bis 30. September 1990 beim Ministerium fÃ¼r Volksbildung (ab 1.
Januar 1990: Ministerium fÃ¼r Bildung und Wissenschaft). Im November 1972
promovierte er. Zuvor war er vom 1. September 1971 bis 31. August 1972 fÃ¼r
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eine planmÃ¤Ã�ige wissenschaftliche Aspirantur freigestellt; wÃ¤hrend dieser Zeit
erhielt er ein monatliches Stipendium (80 % des bisherigen Nettogehaltes) und war
weiterhin sozialversichert. Im Ã¼brigen gehÃ¶rte er bis Februar 1971 der
Altersversorgung der Intelligenz (Zusatzversorgungssystem nach Anlage 1 Nr 4 zum
AAÃ�G â�� AVI -) und von MÃ¤rz 1971 bis Juni 1990 der freiwilligen zusÃ¤tzlichen
Altersversorgung fÃ¼r hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsapparates
(Zusatzversorgungssystem nach Anlage 1 Nr 19 zum AAÃ�G â�� AVMSt -) an. Vom
1. Oktober 1990 bis 31. Juli 1993 bezog er Vorruhestandsgeld.

Auf den Antrag vom 5. MÃ¤rz 1993 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger mit
Bescheid vom 12. Oktober 1993 ab 1. August 1993 Regelaltersrente mit einem
Monatsbetrag von brutto 2.056,27 DM; dabei blieb die Zeit der Aspirantur
unberÃ¼cksichtigt.

Dem Rentenbescheid lag der Bescheid des VersorgungstrÃ¤gers vom 15.
September 1993 Ã¼ber die vom 1. August 1961 bis 30. Juni 1990 nachgewiesenen
Jahresbruttoarbeitsentgelte des KlÃ¤gers zugrunde. Dieser Bescheid enthielt
Begrenzungen der Entgelte nach Â§ 6 AAÃ�G, und zwar fÃ¼r die Zeit bis 28.
Februar 1971 nach Â§ 6 Abs 1 iVm Anlage 3 AAÃ�G und fÃ¼r die Zeit ab 1. MÃ¤rz
1971 nach Â§ 6 Abs 2 iVm Anlage 5 AAÃ�G idF des RÃ�G-ErgG vom 24. Juni 1993
(Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF). Im nachfolgenden sozialgerichtlichen Verfahren wurde
dieser Bescheid durch den Bescheid vom 2. MÃ¤rz 1994 ersetzt, in dem auch die
Entgelte fÃ¼r die Zeit ab 18. MÃ¤rz 1990 nur nach Â§ 6 Abs 1 iVm Anlage 3 AAÃ�G
begrenzt wurden. Die auf Feststellung der tatsÃ¤chlich erzielten Arbeitsentgelte
ohne Anwendung der Begrenzungsregelungen des AAÃ�G gerichtete Klage war
erfolglos; Ã¼ber die Berufung (LSG Berlin â�� L 17/8 An 118/95) des KlÃ¤gers ist
noch nicht entschieden.

Auf den gegen den Rentenbescheid gerichteten Widerspruch des KlÃ¤gers erteilte
die Beklagte einen neuen Rentenbescheid vom 29. Dezember 1993, in dem sie noch
eine Zeit der Arbeitslosigkeit vom 13. April bis 30. September 1945 sowie fÃ¼r die
Zeit vom 1. und 2. Oktober 1990 das Vorruhestandsgeld berÃ¼cksichtigte; im
Ã¼brigen wies sie den Widerspruch zurÃ¼ck (Widerspruchsbescheid vom 17. MÃ¤rz
1994). WÃ¤hrend des nachfolgenden sozialgerichtlichen Verfahrens wurde die
Rente mit Bescheiden vom 20. April und 30. August 1994 unter BerÃ¼cksichtigung
des neuen Entgeltbescheids vom 2. MÃ¤rz 1994 und der vom KlÃ¤ger fÃ¼r die Zeit
vom 3. Oktober 1990 bis 31. Juli 1993 tatsÃ¤chlich erhaltenen
VorruhestandsbezÃ¼ge neu berechnet. FÃ¼r den Monatsbetrag der Rente ab 1.
August 1993 (2.065,91 DM) wurden dabei 64,2184 Entgeltpunkte zugrunde gelegt.
Das SG hat â�� unter Klagabweisung im Ã¼brigen â�� die Beklagte mit Urteil vom
11. August 1995 verurteilt, fÃ¼r die Zeit vom 1. und 2. Oktober 1990 ein hÃ¶heres
Vorruhestandsgeld zu berÃ¼cksichtigen.

WÃ¤hrend des Berufungsverfahrens ist aufgrund des AAÃ�G-Ã�ndG vom 11.
November 1996 fÃ¼r LeistungszeitrÃ¤ume ab 1. Januar 1997 der Bescheid des
VersorgungstrÃ¤gers vom 27. MÃ¤rz 1997 ergangen, welcher Entgeltbegrenzungen
nur noch nach Anlage 3 zum AAÃ�G enthÃ¤lt. Auf dieser Grundlage berechnete die
Beklagte mit Bescheid vom 11. Juni 1997 die Rente ab 1. Januar 1997 neu; aus
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78,1109 Entgeltpunkten ergab sich ein Monatsbetrag von 2.997,90 DM. Dieser
Bescheid enthielt den Hinweis, daÃ� die Rente bei Ã�nderung des
Ã�berfÃ¼hrungsbescheids des VersorgungstrÃ¤gers neu festgestellt werde. In der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG hat die Beklagte ausweislich des
Sitzungsprotokolls erklÃ¤rt, im Fall der AbÃ¤nderung des Bescheids des
VersorgungstrÃ¤gers werde die Rentenfestsetzung auch fÃ¼r die Zeit vor dem 1.
Januar 1997 geÃ¤ndert.

Auf die Berufung des KlÃ¤gers hat das LSG mit Urteil vom 24. September 1997 das
Urteil des SG Berlin geÃ¤ndert. Es hat die Beklagte verurteilt, zum einen unter
Ã�nderung der Bescheide vom 12. Oktober und 29. Dezember 1993 idF des
Widerspruchsbescheids vom 17. MÃ¤rz 1994 sowie der Bescheide vom 20. April und
30. August 1994 fÃ¼r das Jahr 1978 den vollen Wert der Anlage 5 zum AAÃ�G idF
des RÃ�G-ErgG, zum anderen unter Ã�nderung des Bescheids vom 11. Juni 1997
fÃ¼r die Jahre 1978, 1980 und 1981 die fÃ¼r das gesamte Jahr geltende
Beitragsbemessungsgrenze zugrunde zu legen. Im Ã¼brigen hat es die Berufung
des KlÃ¤gers zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es im wesentlichen
ausgefÃ¼hrt: Bei der wissenschaftlichen Aspirantur des KlÃ¤gers handele es sich
um eine Hochschulausbildung, fÃ¼r die nach Â§ 248 Abs 3 Satz 2 SGB VI die
Anrechnung als Beitragszeit ausgeschlossen sei. Es liege auch keine
Anrechnungszeit vor, da der KlÃ¤ger bereits vor der Aspirantur mit dem Erwerb des
Diploms als PÃ¤dagoge einen AbschluÃ� erworben habe, mit dem er eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung habe aufnehmen kÃ¶nnen. Die Zeit der
Aspirantur sei im Rahmen der Berechnung der SGB VI-Rente auch nicht nach Art 2
Â§ 19 Abs 1 RÃ�G zu berÃ¼cksichtigen; die Berechnungselemente einer Rente nach
Art 2 RÃ�G und nach dem SGB VI kÃ¶nnten nicht miteinander vermischt werden.
FÃ¼r die Zeit vor dem 1. Januar 1997 habe der KlÃ¤ger nur fÃ¼r 1978 einen
Anspruch auf die BerÃ¼cksichtigung einer hÃ¶heren Entgeltbegrenzung. Ansonsten
sei die Beklagte als RentenversicherungstrÃ¤ger an die Feststellungen im
Entgeltbescheid des VersorgungstrÃ¤gers gesetzlich gebunden. DaÃ� die
Arbeitsverdienste des KlÃ¤gers nur bis zu den Werten der Anlage 3 zum AAÃ�G
angerechnet wÃ¼rden, sei eine Folge der Ã�berfÃ¼hrung seiner in der DDR
erworbenen Anwartschaften auf Rente aus der Sozialversicherung und den
Zusatzversorgungssystemen in das System der gesetzlichen Rentenversicherung
und nicht verfassungswidrig. Es bestehe auch kein Anspruch auf eine Rente nach
den Berechnungsgrundlagen des Bescheides vom 11. Juni 1997 seit Rentenbeginn,
denn auch insoweit sei die Beklagte an die Daten des Ã�berfÃ¼hrungsbescheids
gebunden.

Mit seiner â�� vom LSG zugelassenen â�� Revision hat der KlÃ¤ger vorrangig die
Verfassungswidrigkeit der Regelungen des Â§ 6 Abs 1 und 2 AAÃ�G gerÃ¼gt.

WÃ¤hrend des Revisionsverfahrens hat das BVerfG durch Urteil vom 28. April 1999
(1 BvL 34/95, verbunden mit 1 BvL 22/95 â�� BVerfGE 100, 59 = SozR 3-8570 Â§ 6
Nr 3) entschieden, daÃ� Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF seit dem 1. Juli 1993 mit Art 3 Abs 1
und Art 14 Abs 1 GG unvereinbar ist; es hat den Gesetzgeber verpflichtet, bis zum
30. Juli 2001 eine verfassungsgemÃ¤Ã�e Regelung zu treffen. Dementsprechend
hat der VersorgungstrÃ¤ger auf Antrag des KlÃ¤gers mit Schreiben vom 12. Juli
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2000 seinem Feststellungsbescheid vom 15. September 1993 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 3. Januar 1994 und idF des Bescheids vom 2. MÃ¤rz
1994 eine Nebenbestimmung hinzugefÃ¼gt. Danach sei die in diesem Bescheid
enthaltene Feststellung Ã¼ber die Begrenzung des erzielten Arbeitsentgelts nach
Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G auf Werte unterhalb der Beitragsbemessungsgrenze nicht
bindend und eine endgÃ¼ltige Feststellung erst mÃ¶glich, wenn der Gesetzgeber
der Auflage des BVerfG nachgekommen sei. Die Nebenbestimmung ist mit dem
ausdrÃ¼cklichen Hinweis erfolgt, daÃ� die Feststellungen auch fÃ¼r den
RentenversicherungstrÃ¤ger insoweit nicht bindend seien, als dieser die Rente fÃ¼r
die Zeit vom 1. Juli 1993 bis 31. Dezember 1996 bis zur Neuregelung des Â§ 6 Abs 2
und 3 AAÃ�G festgestellt habe.

Die Beklagte hat mit den in AusfÃ¼hrung des Berufungsurteils erteilten Bescheiden
vom 5. und 17. Mai 2000 Vergleichsberechnungen nach Â§ 4 Abs 4 AAÃ�G und Art 2
RÃ�G vorgelegt und sodann in Proberechnungen ermittelt, welcher
Nachzahlungsbetrag sich fÃ¼r die Rentenbezugszeit vom 1. August 1993 bis 31.
Dezember 1996 ergibt, wenn die Rente des KlÃ¤gers von Beginn an ohne die
Begrenzungsregelung des Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF berechnet wird, und ob ihm unter
BerÃ¼cksichtigung der vom BVerfG in seinem Urteil vom 28. April 1999 (1 BvL
32/95, 1 BvR 2105/95 â�� BVerfGE 100, 1 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3)
vorgenommenen verfassungskonformen Auslegung der im EinigVtr enthaltenen
Zahlbetragsgarantie fÃ¼r diese Zeit ein hÃ¶herer Betrag als Rente zusteht.

Hinsichtlich der Anwendung des Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF haben die Beteiligten in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat einen Teilvergleich geschlossen, in dem
sich die Beklagte verpflichtet hat, dem KlÃ¤ger im Vorgriff auf die noch vom
VersorgungstrÃ¤ger zu klÃ¤rende BerÃ¼cksichtigung seiner im Zeitraum von MÃ¤rz
1971 bis MÃ¤rz 1990 nachgewiesenen Arbeitsverdienste vorschuÃ�weise einen
Betrag in HÃ¶he von 18.997,21 DM zu zahlen. Dieser Betrag entspricht der
Nachzahlung, die sich nach der von der Beklagten vorgelegten Proberechnung
ergibt, wenn die Rente des KlÃ¤gers auch von Beginn an bis zum 31. Dezember
1996 ohne die Begrenzungsregelung des Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF aus 78,2285
persÃ¶nlichen Entgeltpunkten errechnet wird.

Mit seiner Revision rÃ¼gt der KlÃ¤ger weiterhin eine Verletzung des EinigVtr, von 
Art 2, 3, 14 und 20 GG und der EuropÃ¤ischen Menschenrechtskonvention (EMRK).
Er wendet sich â�� auch unter Beachtung der bisherigen Rechtsprechung des
BVerfG â�� nach wie vor gegen die sog Systementscheidung. Diese
berÃ¼cksichtige nicht die AnsprÃ¼che und Anwartschaften auf eine angemessene
zusÃ¤tzliche Altersversorgung, die er in der DDR durch seine beruflichen Leistungen
zunÃ¤chst im Rahmen der AVI und spÃ¤ter im Rahmen der AVMSt neben den
Anwartschaften auf Rente aus der Sozialversicherung der DDR erworben habe.
Durch den Einigungsvertrag und geschÃ¼tzt durch das Grundgesetz habe er aber
Anspruch auf eine angemessene Altersversorgung mit schrittweiser Angleichung an
die Alterseinkommen und LebensverhÃ¤ltnisse der AngehÃ¶rigen der Ã¤lteren
Generation im Westen der Bundesrepublik aufgrund der rechtmÃ¤Ã�ig in der DDR
erworbenen AnsprÃ¼che. Dem entspreche es keinesfalls, wenn sein in der DDR
erworbener Versorgungsanspruch erst ab 1. Januar 1992 dynamisiert werde. Erst
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recht dÃ¼rfe die Dynamisierung nicht nach den allgemeinen AnpassungssÃ¤tzen
erfolgen. Auch die NichtberÃ¼cksichtigung der Aspirantur-Zeiten gewinne ihre
negative Bedeutung vor allem aufgrund der Systementscheidung: Werde sein
Alterseinkommen nach den GrundsÃ¤tzen der ihm verbindlich zugesicherten
Versorgung und mit Anpassung an die neuen wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse
berechnet, komme es auf die BerÃ¼cksichtigung dieser Zeit im Rahmen der
Berechnung nach dem SGB VI nicht an; mit der Liquidierung der
ZusatzversorgungsansprÃ¼che gehe jedoch insoweit ein wesentlicher Teil der
Versicherungszeit verloren. Die betreffenden Versicherten erhielten trotz besserer
Ausbildung und hÃ¶herer Lebensleistung weniger Entgeltpunkte und damit eine
geringere Rente als einkommensmÃ¤Ã�ig vergleichbare ehemalige DDR-BÃ¼rger
ohne solche Ausbildungszeiten. Mit Schriftsatz vom 20. August 2000 wendet sich
der KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich gegen die in Form von Anpassungsmitteilungen erfolgten
Rentenanpassungen der Beklagten, zuletzt zum 1. Juli 2000, und trÃ¤gt vor, es sei
verfassungswidrig, die Rentenanpassung von der Lohn- und Gehaltsentwicklung
abzukoppeln und alle Renten in der Bundesrepublik ungeachtet der
unterschiedlichen Einkommens- und LebensverhÃ¤ltnisse mit demselben niedrigen
Faktor anzupassen. Ferner rÃ¼gt er eine Verletzung des Rechtsstaatsgebots durch
die Ã¼berlange Verfahrensdauer und die UnÃ¼berschaubarkeit des
RentenÃ¼berleitungsrechts. BezÃ¼glich seines weiteren Vorbringens wird auf die
SchriftsÃ¤tze vom 29. Januar und 1. Februar 1998 (Bl 42 bis 76, 80 bis 98 der BSG-
Akten) sowie vom 23. April und 20. August 2000 (Bl 143 bis 149, 300 bis 325 der
BSG-Akten) verwiesen.

Der KlÃ¤ger beantragt,
das Urteil des LSG Berlin vom 24. September 1997 und das Urteil des SG Berlin vom
11. August 1995 zu Ã¤ndern und die Beklagte unter AbÃ¤nderung ihrer
Rentenbescheide vom 12. Oktober 1993 und vom 29. Dezember 1993, in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17. MÃ¤rz 1994 und der Bescheide vom
20. April 1994 und vom 30. August 1994, sowie des weiteren Rentenbescheids vom
11. Juni 1997 zu verurteilen, ihm eine hÃ¶here Rente unter BerÃ¼cksichtigung
seiner in der DDR erworbenen AnsprÃ¼che und Anwartschaften auf Rente aus der
Sozialpflichtversicherung und dem Zusatzversorgungssystem der DDR, angepaÃ�t
an die Lohn- und Einkommensentwicklung ab 1. Juli 1990, sowie unter
BerÃ¼cksichtigung der Zeit der planmÃ¤Ã�igen wissenschaftlichen Aspirantur als
Beitragszeit zu zahlen,
hilfsweise,
den Rechtsstreit auszusetzen und dem BVerfG die Frage zur Entscheidung
vorzulegen, ob Â§ 248 Abs 3 Satz 2 Nr 1, Â§ 256a SGB VI und Art 2 Â§ 1 Nr 3 RÃ�G
sowie die Eingrenzung der Anpassung des garantierten Zahlbetrags an die Lohn-
und Einkommensentwicklung auf die Zeit ab 1. Januar 1992 mit der Verfassung und
den entsprechenden Vorschriften der EMRK Ã¼bereinstimmen.

Ferner stellt der KlÃ¤ger die AntrÃ¤ge aus seinem Schriftsatz vom 20. August 2000
(Bl 300 ff der BSG-Akten), soweit sie nicht durch den Teilvergleich erledigt sind.

Die Beklagte beantragt,
die Revision des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzuweisen.
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Sie bezieht sich auf ihre Proberechnungen und ferner auf die
Vergleichsberechnungen nach Â§ 4 Abs 4 AAÃ�G und Art 2 RÃ�G und trÃ¤gt im
wesentlichen vor: Das BSG habe bereits in stÃ¤ndiger Rechtsprechung entschieden,
daÃ� fÃ¼r die nach dem SGB VI zu berechnende Rente Zeiten einer
wissenschaftlichen Aspirantur nicht angerechnet werden kÃ¶nnten. Die Begrenzung
der Arbeitsverdienste nach Â§ 6 Abs 1 AAÃ�G sei verfassungsgemÃ¤Ã�. Der KlÃ¤ger
habe auch unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des BVerfG zur
verfassungskonformen Auslegung der Zahlbetragsgarantie des EinigVtr nur einen
Anspruch auf eine Rentenzahlung in der HÃ¶he, wie er sich fÃ¼r die ohne die
Begrenzungsregelung des Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G berechnete Rente ergebe.

II

A.

Die Revision des KlÃ¤gers ist unzulÃ¤ssig, soweit sie sich gegen wÃ¤hrend des
Revisionsverfahrens ergangene Rentenanpassungsmitteilungen richtet.

Ã�ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit dieser die Festsetzung des Monatsbetrags der Rente in
den angefochtenen Bescheiden fortschreibenden Anpassungen (sie sind in aller
Regel dem RentenversicherungstrÃ¤ger zurechenbare Verwaltungsakte, vgl BSG
Urteile vom 5. Dezember 1996 â�� 4 RA 35/95 â�� nicht verÃ¶ffentlicht und vom
23. MÃ¤rz 1999 â�� B 4 RA 41/98 R â�� SozR 3-1300 Â§ 31 Nr 13 mwN) hat der
Senat ebensowenig zu entscheiden wie Ã¼ber die wÃ¤hrend des
Revisionsverfahrens erteilten Bescheide der Beklagten vom 5. und 17. Mai 2000.
Denn gemÃ¤Ã� Â§ 171 Abs 2 SGG gilt ein neuer Verwaltungsakt, der wÃ¤hrend des
Revisionsverfahrens den angefochtenen Verwaltungsakt abÃ¤ndert oder ersetzt, als
mit der Klage beim SG angefochten, es sei denn, daÃ� der KlÃ¤ger durch den neuen
Verwaltungsakt klaglos gestellt oder dem Klagebegehren durch die Entscheidung
des Revisionsgerichts zum ursprÃ¼nglichen Verwaltungsakt in vollem Umfang
genÃ¼gt wird. Letztere beiden Alternativen kommen hier offenkundig nicht in
Betracht. Gegenstand des Revisionsverfahrens kann insbesondere die
Anpassungsmitteilung zum 1. Juli 2000 auch nicht dadurch geworden sein, daÃ� es
sich â�� wie der KlÃ¤ger meint â�� um einen Ausnahmefall handele, weil sich
hinsichtlich dieser Anpassung die Gesetzeslage nach Einlegung der Revision
geÃ¤ndert habe und das Revisionsgericht ohne eigene tatsÃ¤chliche Feststellungen
entscheiden kÃ¶nne, oder â�� wie der KlÃ¤ger weiter meint â�� sein neues
Vorbringen aufgrund der neuen gesetzlichen Festlegungen zu einer Dynamisierung
zum 1. Juli 2000 bzw 1. Juli 2001 zwangslÃ¤ufig seine AntrÃ¤ge prÃ¤zisiere, daÃ�
ihm aufgrund der sich aus EinigVtr, GG und EMRK ergebenden GrundsÃ¤tze eine
hÃ¶here Rente zustehe. Die Vorschrift des Â§ 171 Abs 2 SGG ist eindeutig und
lÃ¤Ã�t keine derartigen Ausnahmen zu (vgl BSG Urteil vom 3. August 1999 â�� B 4
RA 25/99 R â�� SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 4).

Insoweit ist die Revision des KlÃ¤gers â�� bei der es sich der Sache nach um eine
Klage handelt â�� nicht statthaft, da die Klage anderweitig rechtshÃ¤ngig ist.

B.
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Im Ã¼brigen ist die Revision des KlÃ¤gers unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand der Ã�berprÃ¼fung im Revisionsverfahren sind â�� unter
BerÃ¼cksichtigung des Teilvergleichs â�� die Bescheide der Beklagten (vom 12.
Oktober und 29. Dezember 1993 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 17.
MÃ¤rz 1994 und die Bescheide vom 20. April und 30. August 1994 sowie der
Bescheid vom 11. Juni 1997) nur noch hinsichtlich der Fragen, ob Rechte des
KlÃ¤gers dadurch verletzt sind, daÃ� die Beklagte seine Altersrente

â�� ohne BerÃ¼cksichtigung der Zeit der wissenschaftlichen Aspirantur als
Beitragszeit (hierzu unter 1)

â�� und ohne weitergehende BerÃ¼cksichtigung seiner zu DDR-Zeiten erworbenen
AnsprÃ¼che (hierzu unter 2 und 3) festgesetzt sowie

â�� bisher weder fÃ¼r die Zeit bis 31. Dezember 1996 noch fÃ¼r die Folgezeit
abschlieÃ�end festgestellt hat (hierzu unter 4),

und ob der KlÃ¤ger weitergehende Rechte aus dem GG (hierzu unter 5) oder der
EMRK (hierzu unter 6) herleiten kann.

In keinerlei Hinsicht vermag sich der Senat der Rechtsmeinung des KlÃ¤gers
anzuschlieÃ�en.

1. Nach den hier einschlÃ¤gigen Vorschriften des SGB VI kommt eine Anrechnung
der Zeit der wissenschaftlichen Aspirantur des KlÃ¤gers als Beitragszeit nicht in
Betracht. Eine Beitragszeit iS von Â§ 54 Abs 1 Nr 1 iVm Â§ 55 SGB VI liegt nicht vor;
der KlÃ¤ger hat wÃ¤hrend dieser Zeit keine BeitrÃ¤ge nach Bundesrecht gezahlt,
und es handelt sich auch nicht um eine Zeit, fÃ¼r die PflichtbeitrÃ¤ge nach
besonderen Vorschriften als gezahlt gelten. Die Zeit der wissenschaftlichen
Aspirantur ist aber auch nicht iS des Â§ 248 Abs 3 Satz 1 SGB VI einer Beitragszeit
gleichgestellt. Denn nach Â§ 248 Abs 3 Satz 2 Nr 1 SGB VI sind Beitragszeiten im
Beitrittsgebiet ausdrÃ¼cklich nicht Zeiten der Hochschulausbildung. Der Senat
schlieÃ�t sich nach eigener PrÃ¼fung der Auffassung des 4. Senats an, daÃ� der
Begriff der "Hochschulausbildung" iS des Â§ 248 Abs 3 Satz 2 Nr 1 SGB VI einen
Tatbestand erfaÃ�t, bei dem es sich inhaltlich um eine Ausbildung an einer
Hochschule fÃ¼r einen Beruf handelt; dh er muÃ� vom Ausbildungszweck geprÃ¤gt
sein (vgl Urteile vom 31. Juli 1997 â�� 4 RA 76/96 â�� nicht verÃ¶ffentlicht und vom
23. MÃ¤rz 1999 â�� B 4 RA 18/98 R â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 4 S 23 mwN). Dies
war aber bei der wissenschaftlichen Aspirantur des KlÃ¤gers nach den
Feststellungen des LSG der Fall.

Die Tatsache, daÃ� wÃ¤hrend der Hochschulausbildung BeitrÃ¤ge zur
Sozialpflichtversicherung der DDR gezahlt wurden, steht ihrer Einbeziehung in den
Ausnahmetatbestand nicht entgegen; auch auf die HÃ¶he der BeitrÃ¤ge kommt es
nicht an. Dies ergibt sich schon aus der Stellung des Â§ 248 Abs 3 Satz 2 SGB VI als
Ausnahmeregelung zu Â§ 248 Abs 3 Satz 2 SGB VI und wird durch die
GesetzesbegrÃ¼ndung bestÃ¤tigt. Wie schon zuvor Â§ 15 Abs 3 Satz 3 Buchst c
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FRG (hierauf weist die GesetzesbegrÃ¼ndung ausdrÃ¼cklich hin â�� vgl BT-Drucks
12/405, S 125) soll die Ausnahmeregelung des Â§ 248 Abs 3 Satz 2 SGB VI
verhindern, daÃ� sich aus einem im fremden System anerkannten
Versicherungstatbestand ein Bewertungsvorteil ergibt, den der grÃ¶Ã�te Teil der
Versicherten (Rentner und Beitragszahler) im Bundesgebiet nicht erhalten kann (vgl
BSG Urteil vom 24. Oktober 1996 â�� 4 RA 121/95 â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 1 S
5).

248 Abs 3 Satz 2 SGB VI steht der Anrechnung als gleichgestellte Beitragszeit
allerdings nicht entgegen, wenn die Hochschulausbildung in ein entgeltliches
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis integriert war oder neben der Hochschulausbildung
eine entgeltliche BeschÃ¤ftigung ausgeÃ¼bt oder ein anderer eine Beitragszeit
begrÃ¼ndender Tatbestand erfÃ¼llt war, dh SozialversicherungsbeitrÃ¤ge zwar
wÃ¤hrend, aber nicht aufgrund der Ausbildung gezahlt worden sind (Klattenhoff in:
Hauck, SGB VI, K Â§ 248, Stand: Juli 1996, RdNr 48). Um einen solchen Fall handelt
es sich hier aber nicht. Nach den nicht mit zulÃ¤ssigen VerfahrensrÃ¼gen
angegriffenen und damit fÃ¼r das BSG nach Â§ 163 SGG bindenden Feststellungen
des LSG war der KlÃ¤ger ausschlieÃ�lich fÃ¼r die wissenschaftliche Aspirantur
freigestellt und erhielt wÃ¤hrend dieser Zeit ein Stipendium. Am vornehmlichen
Zweck der Ausbildung Ã¤ndert nichts, daÃ� sich die Hochschulausbildung der
wissenschaftlichen Aspiranten in der DDR von derjenigen der Studenten an einer
Hochschule unterschied und sich ihre Stellung durch eine weitgehende
Einbeziehung in die praktische TÃ¤tigkeit des LehrkÃ¶rpers mehr derjenigen eines
Assistenten oder Dozenten als derjenigen eines Studenten annÃ¤herte. Denn
abgesehen davon, daÃ� diese praktische LehrtÃ¤tigkeit der Aspiranten â�� wie der
KlÃ¤ger selbst vortrÃ¤gt â�� ihrer Qualifizierung diente, ist auch nicht ersichtlich,
daÃ� Beurlaubung und Stipendium den Zweck verfolgten, dem KlÃ¤ger
unabhÃ¤ngig von seiner wissenschaftlichen Ausbildung an der Hochschule eine
BeschÃ¤ftigung im LehrkÃ¶rper der Hochschule zu ermÃ¶glichen. Vielmehr hatte
der KlÃ¤ger mit seiner Aufnahme in die wissenschaftliche Aspirantur, die
regelmÃ¤Ã�ig â�� so auch in seinem Fall (vgl Bl 25 der vom LSG in Bezug
genommenen Verwaltungsakten) â�� in Form einer Urkunde erfolgte, den
besonderen Status eines Aspiranten (vgl BSG Urteile vom 24. Oktober 1996 â�� 4
RA 121/95 â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 1 und vom 23. MÃ¤rz 1999 â�� B 4 RA 18/98
R â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 4).

2. MaÃ�gebend fÃ¼r den Rentenanspruch des KlÃ¤gers ist nicht das Recht der
frÃ¼heren DDR, sondern das bundesdeutsche Recht des SGB VI mit seiner
Bezugnahme auf das AAÃ�G und das Recht des als einfaches Bundesgesetz
fortgeltenden Einigungsvertrags (Art 45 Abs 2 EinigVtr), soweit es nicht durch das
nachfolgende Recht des SGB VI ersetzt ist.

a) Recht der DDR gilt nur weiter, soweit dies im EinigVtr angeordnet ist. Das ist hier
nicht der Fall. Aufgrund der in Anl II Kap VIII Sachgeb H Abschn III Nr 9 zum EinigVtr
getroffenen Regelung (im folgenden: EinigVtr Nr 9) waren alle
AltersversorgungsansprÃ¼che auch der Zusatz- und
Sonderversorgungsberechtigten mit bestimmten MaÃ�gaben in die
Rentenversicherung zu Ã¼berfÃ¼hren (EinigVtr Nr 9 Buchst b Satz 1 und Satz 3 Nr
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1). Dementsprechend wird diesen Personen ab 1. Januar 1992 ein gesetzlicher
Anspruch nach dem SGB VI eingerÃ¤umt; ihre in der DDR und nach deren
Vorschriften erworbenen Rechte, AnsprÃ¼che und Anwartschaften aus der
Sozialpflichtversicherung und den Zusatz- und Sonderversorgungssystemen sind
durch entsprechende Rechte, AnsprÃ¼che und Anwartschaften nach dem SGB VI
ersetzt worden (sog Systementscheidung, vgl ua BSG Urteile vom 27. Januar 1993
â�� 4 RA 40/92 â�� BSGE 72, 50, 65 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 1 und vom 5. MÃ¤rz
1996 â�� 4 RA 82/94 â�� BSGE 78, 41, 50 = SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 9 Nr 5, S
63 sowie Senatsurteile vom 17. Juli 1996 â�� 5/4 RA 21/94 â�� BSGE 79, 57, 60 =
SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 9 Nr 6, S 68 und vom 14. Dezember 1998 â�� B 5/4 RA
23/97 R und B 5/4 RA 70/97 R â�� nicht verÃ¶ffentlicht; BVerfG Urteil vom 28. April
1999 â�� 1 BvL 32/95, 1 BvR 2105/95 â�� BVerfGE 100, 1, 39 = SozR 3-8570 Â§ 10
Nr 3 S 53).

b) Nach dem Recht des SGB VI ist die BerÃ¼cksichtigung von Verdiensten des
KlÃ¤gers oberhalb der Werte der Anlage 3 zum AAÃ�G ausgeschlossen. Bei der
Ermittlung der fÃ¼r die Berechnung des Monatsbetrags der Rente nach Â§ 64 SGB
VI maÃ�geblichen persÃ¶nlichen Entgeltpunkte (Â§ 66 SGB VI) wird bei Personen
wie dem KlÃ¤ger, deren Rentenrecht erstmals nach dem SGB VI ab dem 1. Januar
1992 entstanden ist, fÃ¼r Zeiten der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Zusatz- oder
Sonderversorgungssystem iS von Â§ 5 AAÃ�G, die als Pflichtbeitragszeiten iS des
SGB VI gelten, nach Â§ 259b SGB VI der Verdienst nach dem AAÃ�G zugrunde
gelegt. Dabei wird â�� anders als bei Versicherten in der Sozialpflichtversicherung
und der Freiwilligen Zusatzrentenversicherung der DDR â�� nicht geprÃ¼ft, in
welchem Umfang dieser Verdienst rentenwirksam war und ob hierfÃ¼r BeitrÃ¤ge zu
entrichten waren oder gezahlt worden sind. Das im Bescheid des
VersorgungstrÃ¤gers nach Â§ 8 Abs 3 AAÃ�G angegebene, in der DDR erzielte
kalenderjÃ¤hrliche Arbeitsentgelt wird jedoch â�� im VerhÃ¤ltnis 1: 1 umgewertet
auf DM â�� wie bei allen Versicherten im Bundesgebiet nur bis zur jeweiligen
Beitragsbemessungsgrenze berÃ¼cksichtigt. Dies ergibt sich aus Â§ 6 Abs 1 iVm
Anlage 3 AAÃ�G.

3. Solange dem KlÃ¤ger Altersrente ohne Anwendung der ab 1. Juli 1993 mit dem
GG unvereinbaren Begrenzungsregelung des Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF gezahlt wird,
ergibt sich fÃ¼r ihn auch kein hÃ¶herer Rentenbetrag aus GrÃ¼nden des
Bestandsschutzes, wie er Bestandsrentnern und rentennahen JahrgÃ¤ngen, zu
denen der KlÃ¤ger gehÃ¶rt, unter bestimmten Voraussetzungen zukommt. Eine
PrÃ¼fung anhand dieser Bestandsschutzvorschriften haben die Vorinstanzen und
die Beklagte in den streitbefangenen Bescheiden (anders als in den nicht
streitbefangenen Bescheiden vom 5. und 17. Mai 2000) zwar unterlassen. Jedoch
erhÃ¤lt der KlÃ¤ger aufgrund des Berufungsurteils und des Teilvergleichs vorlÃ¤ufig
fÃ¼r alle LeistungszeitrÃ¤ume mehr, als ihm nach jenen Vorschriften zusteht.

a) Ein Rentenzuschlag nach Â§ 319a SGB VI scheidet aus. Nach MaÃ�gabe dieser
Vorschrift iVm Art 2 RÃ�G wird bei Rentenbeginn in den Jahren 1992 und 1993 ein
Rentenzuschlag gewÃ¤hrt, wenn der Monatsbetrag der SGB VI-Rente niedriger ist
als der nach dem Ã�bergangsrecht fÃ¼r Renten nach den Vorschriften fÃ¼r das
Beitrittsgebiet ermittelte Betrag. Der nach Art 2 RÃ�G fÃ¼r den KlÃ¤ger erreichbare
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Rentenbetrag liegt jedoch, wie sich auch aus der dem Bescheid der Beklagten vom
17. Mai 2000 beigefÃ¼gten Anlage 17 entnehmen lÃ¤Ã�t, wesentlich unter dem
Monatsbetrag seiner SGB VI-Rente. Das Ã�bergangsrecht des Art 2 RÃ�G
berÃ¼cksichtigt zwar ua alle Zeiten mit BeitrÃ¤gen zur Sozialversicherung (Art 2 Â§
19 Abs 1 RÃ�G) und damit im Fall des KlÃ¤gers auch die Zeit seiner
wissenschaftlichen Aspirantur. Es berÃ¼cksichtigt aber bei Ermittlung des fÃ¼r den
Steigerungsbetrag (Art 2 Â§ 30 RÃ�G) maÃ�geblichen beitragspflichtigen
Durchschnittseinkommens nach Art 2 Â§ 31 Abs 5 RÃ�G nur das beitragspflichtige
Einkommen (Art 2 Â§ 30 Nr 1 iVm Â§ 31 RÃ�G), das beim KlÃ¤ger Ã¼ber viele Jahre
unter seinen tatsÃ¤chlichen Arbeitsverdiensten lag.

b) Nach EinigVtr Nr 9 Buchst b Satz 4 darf bei Zusatz- und
Sonderversorgungsberechtigten, die am 3. Oktober 1990 leistungsberechtigt sind,
bei der Anpassung nach Satz 3 Nr 1 der Zahlbetrag nicht unterschritten werden, der
fÃ¼r Juli 1990 aus der Sozialversicherung und dem Versorgungssystem zu
erbringen war. Nach Satz 5 dieser Vorschrift darf bei Personen, die in der Zeit vom
4. Oktober 1990 bis 30. Juni 1995 leistungsberechtigt werden, der Zahlbetrag nicht
unterschritten werden, der fÃ¼r Juli 1990 aus der Sozialversicherung und dem
Versorgungssystem zu erbringen gewesen wÃ¤re, wenn der Versorgungsfall am 1.
Juli 1990 eingetreten wÃ¤re.

An diese Regelung knÃ¼pft Â§ 4 Abs 4 AAÃ�G an: Er setzt voraus, daÃ� die nach
den Vorschriften des SGB VI berechnete Rente (im folgenden: SGB VI-Rente) in der
Zeit vom 1. Januar 1992 bis zum 31. Dezember 1993 beginnt, der Berechtigte
einem Zusatzversorgungssystem angehÃ¶rte und am 18. Mai 1990 seinen Wohnsitz
oder gewÃ¶hnlichen Aufenthalt im Beitrittsgebiet hatte. Dann ist wenigstens der
Monatsbetrag, der sich als Summe aus Rente und Versorgung ergibt (auf der
Grundlage des am 31. Dezember 1991 im Beitrittsgebiet geltenden Rentenrechts
und der zu diesem Zeitpunkt maÃ�gebenden leistungsrechtlichen Regelungen des
jeweiligen Versorgungssystems zum 1. Juli 1990), hÃ¶chstens jedoch der jeweilige
HÃ¶chstbetrag nach Â§ 10 Abs 1 oder 2 AAÃ�G, um 6,84 vH zu erhÃ¶hen. Dieser
Betrag ist solange zu zahlen, bis die SGB VI-Rente diesen Betrag erreicht (Â§ 4 Abs
4 Satz 1 Nr 1 AAÃ�G).

Die Besitzschutzregelungen in Â§ 4 Abs 4 Satz 1 AAÃ�G und in EinigVtr Nr 9 Buchst
b Satz 4 und 5 schlieÃ�en einander nicht aus. Folgt man dem Wortlaut, so handelt
es sich zwar bei dem besitzgeschÃ¼tzten Betrag in beiden Vorschriften um einen
statischen Wert; es wird jeweils ein bestimmter Zahlbetrag garantiert, bis der
Monatsbetrag der (dynamischen) SGB VI-Rente diesen erreicht. Beide Regelungen
beziehen sich dabei auf den Betrag, der als Gesamtzahlbetrag aus der
Sozialpflichtversicherung und der Zusatzversorgung der DDR bei Eintritt des
Versorgungsfalls im Juli 1990 zustand (Betrag der Gesamtversorgung). Ebenfalls
vom Wortlaut ausgehend trifft Â§ 4 Abs 4 AAÃ�G auch die gÃ¼nstigere Regelung,
als danach der durch den EinigVtr geschÃ¼tzte Betrag der Gesamtversorgung nach
MaÃ�gabe des am 1. Dezember 1991 geltenden Rechts ggf angehoben und
jedenfalls um 6,84 vH erhÃ¶ht wird.

Nach der Rechtsprechung des BVerfG ist aber die Interpretation der
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Bestandsschutzregelung des EinigVtr iS einer bloÃ�en Zahlbetragsgarantie nicht mit
dem GG vereinbar. Nach seinem Urteil vom 28. April 1999 (1 BvL 32/95, 1 BvR
2105/95 â�� BVerfGE 100, 1 = SozR 3-8750 Â§ 10 Nr 3) ist aus GrÃ¼nden des
Eigentumsschutzes und der Gleichbehandlung die Zahlbetragsgarantie nach
EinigVtr Nr 9 Buchst b Satz 4 dahin zu verstehen, daÃ� "der garantierte Zahlbetrag
an die Lohn- und Gehaltsentwicklung anzupassen ist, wenn er fÃ¼r die davon
betroffenen Bestandsrentner nach dem 31.12.1991 weiter Bedeutung behÃ¤lt (vgl 
Â§ 307b Abs 3 Satz 2 SGB VI), weil der Monatsbetrag der neu berechneten Rente
diesen Betrag zum 1.1.1992 nicht erreicht" (BVerfG, aaO â�� BVerfGE 100, 1, 44 = 
SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3 S 56). Diese Auslegung muÃ� entsprechend fÃ¼r die
Zahlbetragsgarantie nach EinigVtr Nr 9 Buchst b Satz 5 gelten, wenn die nach dem
SGB VI zu gewÃ¤hrende Rente den garantierten Zahlbetrag nicht oder nur dann
erreicht, wenn der Zahlbetrag auch Ã¼ber den 1. Januar 1992 hinaus "eingefroren"
bleibt.

Bei dieser Auslegung verdrÃ¤ngt Â§ 4 Abs 4 AAÃ�G als spÃ¤tere Rechtsvorschrift
die frÃ¼here (gleichrangige) Vorschrift in EinigVtr Nr 9 Buchst b Satz 4 und 5 fÃ¼r
denselben Anwendungsbereich nicht; die beiden Vorschriften stehen vielmehr
einander ergÃ¤nzend nebeneinander (vgl BSG Urteil vom 3. August 1999 â�� B 4
RA 24/98 R â�� BSGE 84, 180, 186 f = SozR 3-2600 Â§ 307b Nr 8 S 80 f zur
Vergleichsberechnung nach EinigVtr Nr 9 und Â§ 307b Abs 3 Satz 2 SGB VI bei
Bestandsrenten aus Ã¼berfÃ¼hrten Renten). Zur Feststellung, welcher Betrag
einem ehemals zusatzversorgten Berechtigten, der auch zum Personenkreis des Â§
4 Abs 4 AAÃ�G gehÃ¶rt, als Monatsbetrag der Rente zusteht, ist daher zunÃ¤chst
der (fiktive) Betrag der Gesamtversorgung dem (ebenfalls fiktiven) Betrag der SGB
VI-Rente zum 1. Januar 1992 gegenÃ¼berzustellen. Ergibt sich dabei, daÃ� der
Betrag der Gesamtversorgung Ã¼ber der SGB VI-Rente liegt, mithin die
Ã�berfÃ¼hrung der Anwartschaften aus der Zusatzversorgung zum 1. Januar 1992
den besitzgeschÃ¼tzten Zahlbetrag aus den in der DDR erworbenen
Versorgungsanwartschaften noch nicht erreicht, ist der Betrag der
Gesamtversorgung zu dynamisieren. Bei Leistungsbeginn sind sodann drei
BetrÃ¤ge zu vergleichen (vgl BSG, aaO â�� BSGE 84, 180, 188 f = SozR 3-2600 Â§
307b Nr 8 S 82 f): der Monatsbetrag der SGB VI-Rente, der (statische, nicht
dynamisierte), jedoch nach Â§ 4 Abs 4 Satz 1 AAÃ�G erhÃ¶hte
Gesamtversorgungsbetrag (Garantiebetrag nach Â§ 4 Abs 4 Satz 1 AAÃ�G) und der
vom 1. Januar 1992 ggf bis zum Leistungsbeginn dynamisierte Betrag der
Gesamtversorgung (Garantiebetrag nach EinigVtr Nr 9).

Beim KlÃ¤ger ist der hÃ¶chste dieser BetrÃ¤ge die ohne Anwendung des Â§ 6 Abs 2
AAÃ�G aF berechnete SGB VI-Rente. VervielfÃ¤ltigt mit dem ab 1. Juli 1993 nach Â§
256a SGB VI maÃ�gebenden aktuellen Rentenwert (Ost) von 32,17 DM (Â§ 255b
SGB VI iVm Â§ 1 Abs 2 RAV 1993 vom 19. Dezember 1992 â�� BGBl I S 917),
ergeben die ihr zugrundeliegenden 78,2285 (statt 78,1109 wie in den
angefochtenen Bescheiden) persÃ¶nlichen Entgeltpunkte bei Rentenbeginn am 1.
August 1993 â�� wie auch die Proberechnung der Beklagten zeigt â�� einen
Monatsbetrag von 2.516,61 DM. Diesen Betrag erreichen die beiden anderen
BetrÃ¤ge nicht.
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aa) FÃ¼r die Gesamtversorgung ist beim KlÃ¤ger der Betrag von 1.624,50 DM
anzusetzen. Nach den maÃ�geblichen Bestimmungen fÃ¼r die AVMSt, der der
KlÃ¤ger in der DDR zuletzt angehÃ¶rte, durfte die Gesamtversorgung aus
Altersrente der Sozialversicherung und Zusatzversorgung 90 vH des
durchschnittlichen monatlichen Nettoverdienstes nicht Ã¼bersteigen (Â§ 5 Abs 3
Ordnung Ã¼ber die freiwillige zusÃ¤tzliche Altersversorgung fÃ¼r Mitarbeiter des
Staatsapparates â�� FZAO-StMitarb â�� vom 29. Januar 1971, abgedruckt in:
Aichberger, ErgÃ¤nzungsband unter Nr 208), wobei der durchschnittliche
monatliche Nettoverdienst aus den 10 gÃ¼nstigsten zusammenhÃ¤ngenden Jahren
errechnet wurde (Â§ 5 Abs 1 Satz 2 FZAO-StMitarb). MaÃ�gebend fÃ¼r Renten- und
Versorgungszahlungen im Juli 1990 war jedoch das Rentenangleichungsgesetz der
DDR (RAG) vom 28. Juni 1990, das am 1. Juli 1990 in Kraft getreten ist (Â§ 35 RAG)
und die SchlieÃ�ung der Zusatzversorgungssysteme zum 30. Juni 1990 (Â§ 22 Abs 1
RAG) sowie die Ã�berfÃ¼hrung der bis dahin erworbenen Anwartschaften aus
zusÃ¤tzlichen Versorgungssystemen in die Rentenversicherung (Â§ 22 Abs 3 RAG)
verfÃ¼gte. Nach Â§ 25 Abs 1 Nr 3 RAG war, wenn die nach der Ã�berfÃ¼hrung
festgesetzten Renten unter dem Gesamtanspruch auf Rente der Sozialversicherung
und zusÃ¤tzlichen Versorgung, der als EmpfÃ¤nger einer zusÃ¤tzlichen Versorgung
am 1. Juli 1990 bestanden hÃ¤tte, jedoch maximal 90 vH des Nettoverdienstes
lagen, der Differenzbetrag als zusÃ¤tzliche Versorgung zu zahlen. Der Senat geht in
Ã�bereinstimmung mit der Rechtsprechung des 4. und des 13. Senats (vgl Urteile
vom 16. November 1995 â�� 4 RA 33/93 â�� SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 9 Nr 4
und vom 14. August 1996 â�� 13/4 RA 40/93 â�� SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 9 Nr
9) davon aus, daÃ� der Gesamtauszahlungsbetrag auf 90 vH des im letzten Jahr vor
Eintritt des Versorgungsfalls (bzw hier: vor SchlieÃ�ung des Versorgungssystems)
durchschnittlich erreichten Nettogehalts begrenzt ist. Dieses ist in der
Beitragsnachweiskarte der AVMSt, die sich bei den vom LSG in Bezug genommenen
Akten der Beklagten (dort Bl 28) befindet, durchschnittlich mit 1.805,00 M netto
angegeben; 90 vH dieses Betrags â�� umgewertet 1:1 in DM â�� sind 1.624,50 DM.
Hiervon ist auch die Beklagte bei ihren Berechnungen ausgegangen (s Bescheide
vom 5. und 17. Mai 2000 â�� Anlage 1).

bb) Der Senat lÃ¤Ã�t dahinstehen, ob bei Ermittlung des Garantiebetrags nach
EinigVtr Nr 9 die (fiktive) SGB VI-Rente des KlÃ¤gers zum 1. Januar 1992 auch dann
nach dem zu jenem Zeitpunkt geltenden Recht â�� dh im Fall des KlÃ¤gers noch in
Anwendung des ab 1. August 1991 geltenden (vgl Art 42 Abs 8 RÃ�G-ErgG), vom
BVerfG erst ab 1. Juli 1993 fÃ¼r verfassungswidrig erklÃ¤rten Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF
â�� zu berechnen ist, wenn dieses Recht zu keinem Zeitpunkt Grundlage der
tatsÃ¤chlichen Rentenleistung ist. Der Monatsbetrag der (fiktiven) SGB VI-Rente des
KlÃ¤gers zum 1. Januar 1992 wÃ¤re bei nur 64,1904 persÃ¶nlichen Entgeltpunkten
(Ost), die die Beklagte unter Anwendung von Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF zuletzt (anstelle
der im Bescheid vom 20. April 1994 zugrunde gelegten 64,2184 persÃ¶nlichen
Entgeltpunkte) ermittelt hat, allerdings deutlich niedriger als der Betrag der
Gesamtversorgung; vervielfÃ¤ltigt mit dem ab 1. Januar 1992 maÃ�geblichen
aktuellen Rentenwert (Ost) von 23,57 DM (Â§ 5 der 3. RAV vom 19. Dezember 1991
â�� BGBl l S 2344) ergibt sich daraus nur ein Monatsbetrag von 1.512,97 DM.
Jedoch bliebe der demzufolge bis zum Rentenbeginn zu dynamisierende Betrag der
Gesamtversorgung von 1.624,50 DM unter dem oa Monatsbetrag von 2.516,61 DM,
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der sich ab 1. August 1993 fÃ¼r die SGB VI-Rente ohne Anwendung des Â§ 6 Abs 2
AAÃ�G aF ergibt.

Wie die Dynamisierung konkret zu erfolgen hat, ist vom BVerfG nicht entschieden.
Der Senat stimmt der Auffassung des 4. Senats in dessen Urteil vom 3. August 1999
(B 4 RA 24/98 R â�� BSGE 84, 180, 189 = SozR 3-2600 Â§ 307b Nr 8 S 84) zu, daÃ�
insoweit abschlieÃ�ende AusfÃ¼hrungen im Urteil des BVerfG vom 28. April 1999 (1
BvL 32/95, 1 BvR 2105/95 â�� BVerfGE 100, 41 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3) fehlen.
Aus dessen Hinweis auf Â§ 63 Abs 7 SGB VI (BVerfG, aaO, BVerfGE 100, 44 = SozR
3-8570 Â§ 10 Nr 3 S 56) lÃ¤Ã�t sich allerdings schlieÃ�en, daÃ� es dabei eine
Anpassung entsprechend derjenigen fÃ¼r Renten nach dem Recht des SGB VI vor
Augen hatte, so daÃ� eine entsprechende Anwendung nur der allgemeinen
Dynamisierungsvorschriften (Â§ 63 Abs 7, Â§ 68 SGB VI) nahe liegt (so der 4. Senat
in seinem Urteil vom 3. August 1999 â�� B 4 RA 24/98 R â�� BSGE 84, 180 = SozR
3-2600 Â§ 307b Nr 8). Ob dagegen, wie der KlÃ¤ger sinngemÃ¤Ã� geltend macht,
auf die Anpassungsfaktoren fÃ¼r den "aktuellen Rentenwert (Ost)" entsprechend 
Â§Â§ 255a, 255b SGB VI abzustellen ist, der nach Â§ 254b SGB VI bis zur Herstellung
einheitlicher EinkommensverhÃ¤ltnisse im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
fÃ¼r die Ermittlung des Monatsbetrags der Renten aus Beitrittsgebietszeiten an die
Stelle des aktuellen Rentenwerts tritt, bedarf im vorliegenden Fall keiner
abschlieÃ�enden Entscheidung. Denn der Garantiebetrag nach EinigVtr Nr 9
erreicht beim KlÃ¤ger den Monatsbetrag fÃ¼r die SGB VI-Rente von 2.516,61 DM
selbst dann nicht, wenn der Betrag der Gesamtversorgung des KlÃ¤gers von
1.624,50 DM mit diesen besonderen Anpassungsfaktoren dynamisiert wird.

Aus Â§ 255a SGB VI idF des RÃ�G und unter BerÃ¼cksichtigung des ab 1. Januar
1992 auch von Rentnern im Beitrittsgebiet zu erbringenden Eigenanteils zur
Krankenversicherung der Rentner ergibt sich am 31. Dezember 1991 ein aktueller
Rentenwert (Ost) von 21,11 DM (vgl Boecken in: Wannagat, SGB VI-Komm, Stand:
August 1997, Â§ 255a RdNr 4; VerbandsKomm, Stand: Juli 1999, Â§ 255a Anm 4;
jeweils mwN; ebenso: Kreikebohm, SGB VI-Komm, 1997, Â§ 255a RdNr 3). Bis zum
hier maÃ�geblichen Rentenbeginn wurde er jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines
Jahres fortgeschrieben, und zwar auf 23,57 DM ab 1. Januar 1992 (Â§ 3 3. RAV), auf
26,57 DM ab 1. Juli 1992 (Â§ 1 Abs 2 RAV 1992 vom 5. Juni 1992 â�� BGBl I S 1017),
auf 28,19 DM ab 1. Januar 1993 (Â§ 1 5. RAV vom 8. Dezember 1992 â�� BGBl I S
1998) und auf 32,17 DM ab 1. Juli 1993 (Â§ 1 Abs 2 RAV 1993). Daraus ergeben sich
Anpassungen von 11,65 vH zum 1. Januar 1992, von 12,73 vH zum 1. Juli 1992, von
6,10 vH zum 1. Januar 1993 und von 14,12 vH zum 1. Juli 1993. Dementsprechend
wÃ¼rde sich der Betrag von 1.624,50 DM aber nur auf 2.475,68 DM erhÃ¶hen, wie
die nachstehende Tabelle zeigt:

Anpassungs- Ausgangswert Anpassungsfaktor AngepaÃ�ter Garantiebe-

Zeitpunkt (Ost) trag nach EinigVtr Nr 9

1. Januar 1992 1.624,50 DM 11,65 vH 1.813,75 DM

1. Juli 1992 1.813,75 DM 12,73 vH 2.044,65 DM
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1. Januar 1993 2.044,65 DM 6,10 vH 2.169,36 DM

1. Juli 1993 2.169,36 DM 14,12 vH 2.475,68 DM

cc) Der Garantiebetrag nach Â§ 4 Abs 4 AAÃ�G ergibt sich, indem der Betrag der
Gesamtversorgung von 1.624,50 DM um 6,84 vH und damit auf 1.735,62 DM
erhÃ¶ht wird. Denn durch das im Beitrittsgebiet am 1. Dezember 1991 geltende
Recht hat sich an dem Betrag der Gesamtversorgung fÃ¼r den KlÃ¤ger nichts
geÃ¤ndert; die ErhÃ¶hung der Sozialversicherungsrenten durch die 1. und 2. RAV
verÃ¤nderten seinen (fiktiven) Leistungsanspruch aus der Gesamtversorgung nicht;
auch ist der Hinweis auf Â§ 10 AAÃ�G hier nicht einschlÃ¤gig. Dieser Garantiebetrag
liegt schon unter dem Monatsbetrag der SGB VI-Rente von 2.065,91 DM ab 1.
August 1993, den die Beklagte im Bescheid vom 30. August 1994 noch in
Anwendung von Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G aF festgestellt hat, und damit erst recht unter
jedem ohne diese Begrenzungsregelung ermittelten Monatsbetrag der SGB VI-
Rente.

4. Die Beklagte ist â�� solange ein bindender Bescheid des VersorgungstrÃ¤gers
nicht vorliegt â�� zu einer (abschlieÃ�enden) Rentenfestsetzung weder verpflichtet
noch befugt. Dies folgt aus Â§ 8 AAÃ�G. Danach hat der VersorgungstrÃ¤ger dem
fÃ¼r die Feststellung der Leistungen zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der Rentenversicherung
das tatsÃ¤chlich erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen sowie die Daten
mitzuteilen, die sich nach Anwendung von Â§Â§ 6 und 7 AAÃ�G ergeben, und den
Inhalt dieser Mitteilung dem Berechtigten durch Bescheid bekanntzugeben (Â§ 8
Abs 2 und 3 AAÃ�G). Der fÃ¼r die Feststellung der Leistungen zustÃ¤ndige
RentenversicherungstrÃ¤ger ist an diesen Bescheid gebunden (Â§ 8 Abs 5 Satz 2
AAÃ�G). Somit werden die zur Festsetzung der Leistung notwendigen Vorfragen
einerseits und die Leistungsbewilligung andererseits â�� getrennt â�� von
grundsÃ¤tzlich verschiedenen VerwaltungstrÃ¤gern in verschiedenen Verfahren
vorgenommen (vgl BSG Urteil vom 18. Juli 1996 â�� 4 RA 7/95 â�� SozR 3-8570 Â§
8 Nr 2 mwN).

Zum gegenwÃ¤rtigen Zeitpunkt stehen dem KlÃ¤ger jedenfalls keine
weitergehenden Rechte gegen die Beklagte zu als nach dem in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vor dem Senat geschlossenen, die Rentenbezugszeiten bis 31.
Dezember 1996 betreffenden Teilvergleich. In seinem Fall liegt in zweierlei Hinsicht
noch keine abschlieÃ�ende Entscheidung des VersorgungstrÃ¤gers vor. Zum einen
hat der KlÃ¤ger dessen Festsetzungen angefochten; das Gerichtsverfahren ist noch
anhÃ¤ngig. Zum anderen hat der VersorgungstrÃ¤ger durch die unter dem 12. Juli
2000 nachtrÃ¤glich auf Antrag des KlÃ¤gers in seine Entgeltbescheide eingefÃ¼gte
Nebenbestimmung fÃ¼r Rentenbezugszeiten vom 1. August 1993 bis 31. Dezember
1996 nur eine vorlÃ¤ufige Feststellung bis zu einer gesetzlichen Neuregelung des
verfassungswidrigen Â§ 6 Abs 4 AAÃ�G vorgenommen.

Wie der RentenversicherungstrÃ¤ger bis zum ErlaÃ� des das Rentenverfahren
abschlieÃ�enden Bescheids verfÃ¤hrt, steht ihm grundsÃ¤tzlich frei (vgl BSG Urteile
vom 3. August 1999 â�� B 4 RA 50/97 R â�� BSGE 84, 156, 179 f = SozR 3-2600 Â§
307b Nr 7 S 72 f und vom 4. August 1999 â�� B 4 RA 23/99 R â�� SozR 3-8570 Â§ 8

                            14 / 18

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=4%20RA%207/95
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-8570%20§%208%20Nr%202
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-8570%20§%208%20Nr%202
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2050/97%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%2084,%20156
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20RA%2023/99%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-8570%20§%208%20Nr%204


 

Nr 4 zur Rechtslage bis zur Neuregelung des Â§ 6 Abs 2 AAÃ�G). Er kann
insbesondere die Rente aufgrund der ihm (vorlÃ¤ufig) mitgeteilten Daten unter dem
Vorbehalt einer Ã�nderung bei Vorliegen eines geÃ¤nderten Versorgungsbescheids
festsetzen (wie es die Beklagte bereits getan hat, vgl Hinweis im Bescheid vom 11.
Juni 1997 und ihre ErklÃ¤rung in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem LSG am
24. September 1997); dieser Vorbehalt ist als eine Nebenbestimmung iS des Â§ 32
Abs 1 SGB X zu verstehen, die sicherstellen soll, daÃ� die gesetzlichen
Voraussetzungen des Verwaltungsakts erfÃ¼llt werden. Ein derartiger Bescheid ist
der gerichtlichen Ã�berprÃ¼fung dahingehend zugÃ¤nglich, ob das der
vorlÃ¤ufigen Feststellung zugrunde gelegte Recht zutreffend angewandt ist. Der
RentenversicherungstrÃ¤ger kann aber auch nach Â§ 42 Abs 1 SGB I verfahren und
einen VorschuÃ� zahlen. Dann ist die gerichtliche Ã�berprÃ¼fung auf die Frage
beschrÃ¤nkt, ob der TrÃ¤ger die VorschuÃ�hÃ¶he nach pflichtgemÃ¤Ã�em
Ermessen bestimmt hat.

Es kann dahingestellt bleiben, ob der in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem
Senat abgeschlossene Teilvergleich fÃ¼r die Zeit bis 31. Dezember 1996 eine
VorschuÃ�regelung im letzteren Sinn enthÃ¤lt. Selbst bei umfassenderer
Ã�berprÃ¼fungsbefugnis â�� wie fÃ¼r die Folgezeit â�� kann der Senat einen
Rechtsfehler der Beklagten nicht feststellen, wie aus den AusfÃ¼hrungen zu (1) und
(2) hervorgeht.

5. VerfassungsmÃ¤Ã�ige Rechte des KlÃ¤gers sind nicht verletzt.

a) Soweit Â§ 256a SGB VI iVm Â§ 6 Abs 1 AAÃ�G bewirkt, daÃ� Renten an ehemals
Zusatzversorgungsberechtigte auf der Grundlage der Beitragsbemessungsgrenze
gewÃ¤hrt werden, ist dies Folge der Systementscheidung. Diese ist
verfassungsrechtlich vornehmlich an den Grundrechten aus Art 3 und Art 14 GG zu
messen. Der Eigentumsschutz aus Art 14 Abs 1 GG geht dem allgemeinen
Grundrecht aus Art 2 Abs 1 GG vor und umfaÃ�t auch den dem Rechtsstaatsgebot
aus Art 20 GG immanenten Vertrauensschutz.

Wie das BVerfG in seinem Urteil vom 28. April 1999 (1 BvL 32/95 und 1 BvR
2105/96 â�� BVerfGE 100, 1 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3) entschieden hat,
verstÃ¶Ã�t die Systementscheidung bei der oben dargelegten
verfassungskonformen Auslegung der Bestandsschutzbestimmung in EinigVtr Nr 9
weder gegen Art 14 Abs 1 noch gegen Art 3 GG. Der vorliegende Fall gibt insoweit
keinen AnlaÃ� zur erneuten verfassungsrechtlichen Ã�berprÃ¼fung dieser
Systementscheidung. Neue rechtliche Gesichtspunkte sind hierzu vom KlÃ¤ger â��
auch unter BerÃ¼cksichtigung seiner AusfÃ¼hrungen in den erst nach Ablauf der
RevisionsbegrÃ¼ndungsfrist eingegangenen SchriftsÃ¤tzen vom 1. Februar 1998
und 23. April und 20. August 2000 â�� nicht vorgetragen und auch nicht ersichtlich.
Vielmehr verkennt der KlÃ¤ger, daÃ� die in der DDR erworbenen AnsprÃ¼che und
Anwartschaften aus der Sozialversicherung und aus den Zusatz- und
Sonderversorgungssystemen der DDR als Rechtspositionen der gesamtdeutschen
Rechtsordnung erst durch den Einigungsvertrag anerkannt sind. Der
verfassungsrechtliche Eigentumsschutz kommt ihnen daher auch nur in der Form
zu, die sie aufgrund der Regelungen des EinigVtr erhalten haben (BVerfG Urteil vom
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28. April 1999 â�� 1 BvL 32/95 und 1 BvR 2105/96 â�� BVerfGE 100, 1, 38 = SozR
3-8570 Â§ 10 Nr 3 S 51). Der Gesetzgeber war aber durch Art 14 Abs 1 Satz 1 GG
nicht gehindert, das Altersversorgungssystem der DDR einschlieÃ�lich der Zusatz-
und Sonderversorgung in einer ihm geeignet erscheinenden Form in das
Rentenversicherungssystem der Bundesrepublik einzugliedern (BVerfGE aaO 39 f =
SozR aaO S 52 f).

DaÃ� der Gesetzgeber dabei seinen durch Art 14 Abs 1 Satz 1 GG begrenzten
Spielraum zur Bestimmung von Inhalt und Schranken des Eigentums und auch
seinen Gestaltungsraum nach Art 3 Abs 1 GG bei verfassungskonformer Auslegung
der Zahlbetragsgarantie nicht Ã¼berschritten hat, hat das BVerfG eingehend
dargelegt. Es hat sich dabei, was die GewÃ¤hrleistung von Art 14 Abs 1 Satz 1 GG
angeht, ua auch ausdrÃ¼cklich auf sein â�� vom KlÃ¤ger angefÃ¼hrtes â�� sog
LPG-Krediturteil vom 8. April 1997 (1 BvR 48/94 â�� BVerfGE 95, 267) bezogen,
wenn es (BVerfG Urteil vom 28. April 1999 â�� 1 BvL 32/95 und 1 BvR 2105/96 â�� 
BVerfGE 100, 1, 40 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3 S 53) ausfÃ¼hrt: "Bei den mit einem
solchen Systemwechsel verbundenen Ã�bergangsproblemen fÃ¼r diejenigen
Personen, die bereits AnsprÃ¼che oder Anwartschaften erworben haben, muÃ�
freilich die Eigentumsgarantie des Art 14 Abs 1 Satz 1 GG berÃ¼cksichtigt werden.
Dies verleiht der individuellen Rechtsposition aber keinen absoluten Schutz. Das gilt
insbesondere, wenn der Gesetzgeber vor der Aufgabe steht, ein System, das in eine
von anderen Prinzipien geleitete Rechtsordnung integriert war, an die
Rechtsordnung der Bundesrepublik anzupassen. Er ist dabei verfassungsrechtlich
nicht verpflichtet, die Berechtigten aus Versorgungssystemen der DDR so zu
behandeln, als hÃ¤tten sie ihre Erwerbsbiographie in der Bundesrepublik
Deutschland zurÃ¼ckgelegt (vgl BVerfGE 84, 90, 122 f; 95, 267, 309)".

Entgegen den AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers zur angeblichen Verletzung des Art 3
GG hat sich das BVerfG auch eingehend mit der durch die Systementscheidung
bewirkten Benachteiligung hÃ¶herverdienender Versicherter in
Zusatzversorgungssystemen gegenÃ¼ber AngehÃ¶rigen entsprechender
Berufsgruppen in den alten BundeslÃ¤ndern, die aufgrund ihrer ZugehÃ¶rigkeit zu
anderen Alterssicherungssystemen im Alter auf einem hÃ¶heren Niveau abgesichert
sind, und gegenÃ¼ber ehemals Zusatzversorgungsberechtigten, deren EinkÃ¼nfte
unterhalb oder nahe der Beitragsbemessungsgrenze liegen, auseinandergesetzt.
Bei verfassungskonformer Auslegung der Zahlbetragsgarantie hat es diese
Ungleichbehandlung aber als durch sachliche GrÃ¼nde gerechtfertigt angesehen
(BVerfG, aaO, BVerfGE 100, 1, 45 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3 S 57 f).

Der Fall des KlÃ¤gers weist keine Besonderheiten auf, die abweichend von der
Rechtsprechung des BVerfG eine Dynamisierung des Zahlbetrags nach EinigVtr Nr 9
bereits ab 1. Juli 1990 gebieten wÃ¼rden. Das BVerfG hat in der
Zahlbetragsgarantie lediglich dann keinen angemessenen Ausgleich fÃ¼r die mit
dem Systemwechsel verbundenen Nachteile gesehen, wenn sie dazu fÃ¼hrt, daÃ�
der besitzgeschÃ¼tzte Zahlbetrag noch fÃ¼r einen langen Zeitraum oder gar auf
Dauer geleistet wird, weil der Monatsbetrag der auf der Grundlage der
Beitragsbemessungsgrenze berechneten Rente diesen vorerst nicht oder sogar
niemals erreicht; als Ã�bergangsmaÃ�nahme bis zum Inkrafttreten des bei
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AbschluÃ� des EinigVtr bereits verkÃ¼ndeten SGB VI war sie aber zumutbar
(BVerfG, aaO, BVerfGE 100, 1, 40 = SozR 3-8570 Â§ 10 Nr 3 S 54 f). In ihrer
Auswirkung geht sie beim KlÃ¤ger derzeit auch nicht darÃ¼ber hinaus. Denn die
den Rentenleistungen an ihn vorlÃ¤ufig fÃ¼r alle LeistungszeitrÃ¤ume
zugrundegelegten 78,2285 persÃ¶nlichen Entgeltpunkte hÃ¤tten bei einem realen
Leistungsfall am 1. Januar 1992 und einem aktuellen Rentenwert von 23,57 DM mit
1.843,85 DM zu einer Ã¼ber dem Garantiebetrag nach EinigVtr Nr 9 liegenden
Rente gefÃ¼hrt.

Auch Â§ 248 Abs 3 Satz 2 Nr 1 SGB VI ist verfassungsgemÃ¤Ã�. Was den
Eigentumsschutz fÃ¼r die durch Beitragszahlungen wÃ¤hrend der Zeit der
wissenschaftlichen Aspirantur in der Sozialversicherung der DDR erworbenen
Rentenanwartschaften betrifft, wird auf die vorstehenden AusfÃ¼hrungen zur
Systementscheidung verwiesen. Im Ã¼brigen verhindert Â§ 248 Abs 3 Satz 2 Nr 1
SGB VI â�� wie schon unter 2c dargelegt â�� eine sonst in Anwendung von Â§ 248
Abs 3 Satz 1 SGB VI eintretende Bevorzugung von Anspruchsberechtigten im
Beitrittsgebiet gegenÃ¼ber Versicherten im alten Bundesgebiet. Die Vorschrift stellt
mithin sicher, daÃ� Zeiten einer Hochschulausbildung fÃ¼r alle Versicherten
rentenrechtlich gleich behandelt werden (vgl BSG Urteil vom 24. Oktober 1996 â�� 
4 RA 121/95 â�� SozR 3-2600 Â§ 248 Nr 1 S 7 und die GesetzesbegrÃ¼ndung â�� 
BT-Drucks 12/405, S 125).

b) Was die im Schriftsatz vom 20. August 2000 erhobene RÃ¼ge einer Verletzung
des Rechtsstaatsprinzips nach Art 20 GG angeht, ist bereits nicht dargelegt, aber
auch nicht ersichtlich, inwiefern sich aus einer solchen Verletzung ein Anspruch des
KlÃ¤gers auf hÃ¶here Rente ergeben kÃ¶nnte. Dies gilt sowohl hinsichtlich der
RÃ¼ge einer Ã¼berlangen Verfahrensdauer, als auch hinsichtlich der Behauptung
des KlÃ¤gers, das Ã�bergangsrecht verletze wegen seiner UnÃ¼berschaubarkeit
das dem Rechtsstaatsprinzip immanente Bestimmtheitsgebot (dazu, daÃ� sich aus
dem Rechtsstaatsgebot grundsÃ¤tzlich konkrete LeistungsansprÃ¼che nicht
ableiten lassen, vgl Schultze-Fielitz in: Dreier, GG-Komm, Bd II, 1998, Art 20 Anm C
II RdNr 206).

6. Die EMRK stÃ¼tzt das Begehren des KlÃ¤gers schon deswegen nicht, weil deren
Garantien gegen Diskriminierung (Art 14 EMRK) und zum Eigentumsschutz (Art 1
Erstes Zusatzprotokoll zur EMRK vom 20. MÃ¤rz 1952 â�� 1. ZProt zur EMRK â��
BGBl 1956 II S 1880) keinen weitergehenden Schutz gewÃ¤hren als Art 3 Abs 1 und
14 Abs 1 GG. Aus den durch die EMRK eingerÃ¤umten Verfahrensgarantien (Art 6
EMRK) lassen sich konkrete LeistungsansprÃ¼che ebensowenig ableiten wie aus
den entsprechenden Prinzipien des Rechtsstaatsgebots.

Art 14 EMRK gewÃ¤hrleistet den "GenuÃ� der in dieser Konvention anerkannten
Rechte und Freiheiten" ohne Diskriminierung insbesondere wegen des Geschlechts,
der Rasse, der Hautfarbe, der Sprache , der Religion, der politischen oder sonstigen
Anschauung, der nationalen oder sozialen Herkunft, der ZugehÃ¶rigkeit zu einer
nationalen Minderheit, des VermÃ¶gens, der Geburt oder eines sonstigen Status.
Diese Garantie gilt daher nur im Zusammenhang mit anderen Garantien der EMRK.
Nach Art 1 Abs 1 1. ZProt zur EMRK hat jede natÃ¼rliche oder juristische Person das
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Recht auf Achtung ihres Eigentums. Niemandem darf das Eigentum entzogen
werden, es sei denn, daÃ� das Ã¶ffentliche Interesse es verlangt, und nur unter den
durch Gesetz und durch die allgemeinen GrundsÃ¤tze des VÃ¶lkerrechts
vorgesehenen Bedingungen. Das Recht des Staates, diejenigen Gesetze
anzuwenden, die er ua fÃ¼r die Regelung der Benutzung des Eigentums im
Einklang mit dem Allgemeininteresse fÃ¼r erforderlich hÃ¤lt, wird dadurch jedoch
nicht beeintrÃ¤chtigt (Abs 2 aaO).

Sofern man â�� entsprechend der Auslegung des Art 14 GG â�� unterstellt, daÃ�
die durch den EinigVtr anerkannten Versorgungsanwartschaften aus der
Zusatzversorgung der DDR Eigentum iS von Art 1 1. ZProt zur EMRK sind und es
sich bei der Ersetzung dieser Anwartschaften durch Anwartschaften nach dem SGB
VI um eine Entziehung iS dieser Bestimmung handeln kann, ist jedenfalls nicht
ersichtlich, daÃ� die Systementscheidung des EinigVtr und die damit
zusammenhÃ¤ngenden Regelungen in Â§ 256a und Â§ 248 Abs 3 Satz 2 Nr 1 SGB VI
den Anforderungen des Art 1 1. ZProt zur EMRK und des Art 14 EMRK
widersprechen. Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, durch die MaÃ�gaben des
EinigVtr in seinen in der DDR erworbenen und dort eigentumsrechtlich
geschÃ¼tzten Rechtspositionen beeintrÃ¤chtigt worden zu sein, kann er sich auf
die EMRK nicht berufen. Die DDR war der EMRK nicht beigetreten; deren
Bestimmungen gelten daher im Beitrittsgebiet erst mit der Erstreckung des
bundesdeutschen Zustimmungsgesetzes zur EMRK durch den EinigVtr und kÃ¶nnen
sich daher auf zuvor erlangte Rechtspositionen nur insoweit beziehen, als sie durch
den EinigVtr anerkannt sind (vgl BSG Urteile vom 25. MÃ¤rz 1997 â�� 4 RA 23/95
â�� BSGE 80, 149, 162 f = SozR 3- 8760 Â§ 2 Nr 1 S 16 f und vom 31. Juli 1997 â�� 
4 RA 35/97 â�� BSGE 81, 1, 14 f = SozR 3-8120 Kap VIII H III Nr 9 Nr 14 S 122 f).

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 Abs 1 SGG.

Erstellt am: 28.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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